
 

 

Die deutsche Kredit- und Versicherungswirtschaft ist äußerst besorgt über die gegenwärtigen 

Diskussionen im Rat der Europäischen Union zu FiDA und die Absicht der ungarischen 

Ratspräsidentschaft, trotz unbeantworteter grundsätzlicher Fragen kurzfristig zu einer 

allgemeinen Ausrichtung zu kommen. In der aktuellen Ausgestaltung wird FiDA zum 

„Bürokratie-Monster“ für den Finanzmarkt ohne die Aussicht auf einen signifikanten Nutzen für 

die Kunden und die europäische Wirtschaft.  

Zwar werden aktuell wichtige Detailfragen besprochen, es sollte jedoch vielmehr die 

übergeordnete Frage im Vordergrund stehen, wie mit FiDA das Ziel datengestützter 

Innovationen und einer florierenden Datenökonomie im EU-Finanzmarkt überhaupt erreicht 

werden kann. 

Anstatt Innovation und Wettbewerb zu beflügeln, haben wir die große Sorge, dass FiDA sich 

als schwerfälliges, ineffizientes und bürokratisches Regelwerk erweist, das die wirtschaftlichen 

Chancen eher blockiert als fördert. Den Finanzunternehmen als Dateninhaber werden massive 

Investitionen auferlegt, u. a. für den Aufbau von Systemen für den Austausch von Finanzdaten, 

die Zurverfügungstellung von Kunden- und Drittanbieter-Schnittstellen, die Bereitstellung und 

Standardisierung von Daten und den Aufbau von Kundendashboards. Dies verursacht hohe 

Kosten und schafft bürokratische Lasten für die datenhaltenden Institute. Damit werden die 

ohnehin knappen Ressourcen in den Unternehmen gebunden, die an anderen Stellen der 

digitalen Transformation fehlen werden.  

Zugleich ist es gegenwärtig unklar, ob und in welchem Umfang eine Nachfrage der Kunden 

überhaupt besteht. Das Argument der Souveränität des Kunden über die Verwendung seiner 

„Kundendaten“ reicht nicht allein als Begründung für einen so breiten und unverhältnismäßigen 

wirtschaftlichen Eingriff aus. Solange noch nicht abzusehen ist, inwieweit tatsächliche 

Kundenmehrwerte und erfolgversprechende Use Cases geschaffen werden, anhand derer 

sich die Datenökonomie sukzessive entwickeln kann und Vertrauen beim Kunden aufgebaut 

wird, drohen Investitionen zu verpuffen und FiDA zu scheitern. Die Komplexität und die Kosten 

für die Umsetzung des vorgesehenen Datenaustauschrahmens, stehen in keinem Verhältnis 

zu dem aktuell erkennbaren Nutzen für die Kunden. Dies ist nicht akzeptabel. Der 

Gesetzesrahmen muss verhältnismäßiger und flexibler gestaltet werden, um die Belastungen 

der Unternehmen sinnvoll zu kanalisieren, dass wirtschaftliche Chancen generiert werden 

können. 

 

 

Positionspapier 

FiDA droht Ziele zu verfehlen und gefährdet damit  

die Wettbewerbsfähigkeit Europas 



Wir appellieren an den Gesetzgeber, hinreichende Sorgfalt an die Ausgestaltung des 

Gesetzesrahmens zu legen und sich angesichts drohender Fehlentwicklungen die nötige Zeit 

für eine zielgerichtete Anpassung zu nehmen.  

Insbesondere sollte der Vorschlag zu FiDA die nachfolgenden Aspekte berücksichtigen:  

• Die pauschale Einführung („Big Bang“-Ansatz) und der vorgesehene Zeitplan für die 

Umsetzung sind nicht realisierbar. Stattdessen ist ein Step-by-step-Approach 

zwingend erforderlich, der auf standardisierte Daten und Produkte fokussiert; nicht-

standardisierte Daten sollten ausgeschlossen werden, da sie keinen Mehrwert beim 

Datenteilen (z. B. Daten zur Angemessen- und Geeignetheitsprüfung, die auf Basis 

institutsindividueller Metriken erhoben werden) bieten.  

Eine stufenweise Umsetzung nach Produktkategorien ist vorzugswürdig, wobei der 

Komplexität angemessene Umsetzungsfristen vorzusehen sind und zwischen den 

einzelnen Phasen Überprüfungszeiträume mit einem „Stop-or-Go“-Mechanismus 

eingeführt werden sollten.  

• Sensible personenbezogene Daten sollten aus dem Anwendungsbereich 

ausgeschlossen werden. Analog der Kranken- und Lebensversicherung sollte auch die 

Unfallversicherung ausgenommen werden. 

• Der Kundenbegriff sollte auf Verbraucher und Kleinstunternehmen beschränkt werden, 

die am ehesten von einem standardisierten Datenaustausch profitieren würden. 

Andere Unternehmen sollten vom Anwendungsbereich ausgeschlossen werden.  

• Die Datendefinition sollte weiter geschärft werden und insbesondere auf Rohdaten 

beschränkt werden. Generierte Daten sind davon auszunehmen. Zudem ist 

sicherzustellen, dass die zu teilenden Daten keine Geschäftsgeheimnisse und auch 

keine Daten Dritter enthalten.  

• Die Real-time-Anforderung an das Datenteilen sollte nur bestehen, wo Vorteile für den 

Kunden bzw. den Datennutzer erkennbar sind und die Umsetzung technisch möglich 

ist. 

• Es ist sicherzustellen, dass der gesetzliche Datenzugang nur über die Systeme für den 

Austausch von Finanzdaten (FDSS) erfolgt, um Fehlanreize auszuschließen sowie 

Transparenz und Kontrolle zu gewährleisten. Ein Teilen von Daten auf freiwilliger Basis, 

z. B. im Rahmen bilateraler vertraglicher Vereinbarungen, sollte davon unberührt 

bleiben. 

• Darüber hinaus lassen die Regelungen zu den Systemen für den Austausch von 

Finanzdaten noch wichtige Fragen offen. Fragen der grundsätzlichen Gestaltung der 

Systeme, der Governance, der Kompensation und der zu teilenden Daten sind noch 

nicht zufriedenstellend geklärt. Ohne eine weitere, eingehende Befassung mit diesen 

grundlegenden Fragen ist die praktische Umsetzung der Systeme kaum möglich. 

Ohne Berücksichtigung dieser Punkte droht FiDA zum Misserfolg zu werden und Investitionen 

wirkungslos zu bleiben. Eine Fehlsteuerung von FiDA bremst die Wettbewerbsfähigkeit 

europäischer Unternehmen und gefährdet die Entwicklung einer nachhaltigen, sicheren und 

souveränen EU-Datenökonomie.  


